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unserer demokratischen Gesetzlichkeit respektiert. Zu 
dieser (aber auch zu der gegenteiligen) Überzeugung 
kann das Gericht aber nur kommen, wenn es das ge­
samte Verhalten des Täters nach der Verbrechensbege­
hung — und nicht nur einzelne, für den Täter positive 
Handlungen! — einer gründlichen und allseitigen Prü­
fung unterzieht und weiterhin die Ursachen und Motive 
erforscht, welche eine solche Wandlung seines Verhal­
tens bewirkt haben. Hat z. B. der Täter nur besonders 
gute und vorbildliche Arbeitsleistungen vollbracht, um 
sich Nachsicht und Wohlwollen für bereits von neuem 
geplante Diebereien zu sichern oder andere Unregel­
mäßigkeiten (Arbeitsbummelei, unmoralisches Verhal­
ten usw.) zu vertuschen und zu beschönigen, so sind 
sie nicht Ausdruck eines grundlegenden Wandels in sei­
nem Bewußtsein und Verhalten, der die Begehung wei­
terer solcher Verbrechen von der Art des von ihm be­
gangenen künftig ausschließt. Auch muß in diesem Zu­
sammenhang an den Hinweis S t a l i n s  erinnert wer­
den, daß ein Feind nicht ausschließlich Schädlingstätig- 
Keit betreibt, sondern auch „Erfolge“ in seiner Arbeit 
haben muß, um seine Wühlarbeit um so besser zu tar­
nen. Andererseits ist z. B. der Umstand, daß der Täter 
bei der Änderung seines Verhaltens große Hindernisse 
und Schwierigkeiten zu überwinden hatte (z. B. nach­
haltige negative Einflüsse seitens seiner ehemaligen 
Komplicen oder ihm nahestehender Personen, Drohun­
gen usw.), daß diese Änderung für ihn persönliche Opfer 
oder sonstige persönliche Anstrengungen mit sich 
brachte (z. B. erhebliche Einschränkung seiner persön­
lichen Bedürfnisse, um einen angerichteten materiellen 
Schaden wiedergutzumachen), aber auch, daß der Täter 
durch die Kraft und Wirksamkeit eines Kollektivs im 
Betrieb o. ä. zur positiven Änderung seines Bewußtseins 
und Verhaltens gekommen ist, ein Hinweis dafür, daß 
die bei ihm erfolgte Wandlung so grundlegender Art 
ist, daß die Wiederholung eines solchen Verbrechens von 
ihm nicht zu gewärtigen ist. Andererseits spricht z. B. 
ein häufiger Wechsel in der Einstellung und im Ver­
halten des Täters gegenüber dem von ihm begangenen 
Verbrechen, gegenüber seinen gesellschaftlichen Pflich­
ten, in seinen Arbeitsleistungen und seiner Arbeitsdiszi­
plin u. ä. — also ein schwankendes Verhalten — gegen 
einen derart grundlegenden Wandel, der die Notwen­
digkeit seiner Bestrafung beseitigt. Immer müssen also 
objektive, exakt festgestellte Tatsachen vorliegen, 
welche die Überzeugung rechtfertigen, daß ein solches 
Verbrechen vom Angeklagten künftig nicht wieder zu 
erwarten ist.

Das sind die wesentlichen Voraussetzungen, unter 
denen u. E. die Notwendigkeit der Bestrafung eines 
Verbrechens infolge veränderten Verhaltens des Täters 
nach der Verbrechensbegehung beseitigt wird und die­
ser deswegen von seiner strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit zu befreien ist. Auch wenn sie, was die weitere 
wissenschaftliche Durcharbeitung und Diskussion dieses 
Problems und vor allem auch die Erfahrungen der 
Praxis lehren werden, einer Erweiterung oder Ein­
schränkung bedürfen sollten, so zeigen sie doch deutlich, 
daß es in jedem Falle ganz konkreter, von den Besonder­
heiten des Einzelfalles weitgehend bedingter Feststel­
lungen bedarf, um zu einer solchen Entscheidung zu 
kommen. Hierfür lassen sich nur schwer und mit Vor­
sicht allgemeine Regeln und Begriffe geben und die vor­
stehenden Ausführungen sind ein Versuch einer Um­
grenzung und Erläuterung dieser Fälle. Art. 8 des 
Strafgesetzbuches der RSFSR umschreibt diese, die Not­
wendigkeit der Bestrafung infolge Veränderung des 
Verhaltens des Täters nach der Tat beseitigenden Be­
dingungen damit, daß hier der Täter „nicht mehr als 
gesellschaftsgefährlich“ anzusehen sei. Wie bei jeder 
anderen Frage dürfen natürlich auch bei Prüfung und 
Entscheidung dieser Fälle allgemeine Erwägungen und 
Formeln nur soweit Verwendung flnderr, als sie der 
tieferen Durchdringung der festgestellten Tatsachen 
dienen, zu diesen eine unmittelbare Beziehung haben 
bzw. von ihnen getragen werden. Der bloßen Wieder­
gabe einer derartigen Gesetzesformel in der Urteils­
begründung wird niemals Überzeugungskraft zukom­
men. Keineswegs braucht der Begriff der Gesellschafts- 
gefährlichkeit des Täters zu solchen reaktionären 
Schlußfolgerungen zu führen, wie sie in der bürger­
lichen Strafrechtslehre und -praxis Deutschlands zur

„theoretischen“ Begründung und Rechtfertigung des 
imperialistischen und faschistischen Gesinnungsstraf­
rechts gezogen wurden. In jedem Falle aber ist es 
verfehlt, etwa die „Gefährlichkeit des Täters“ der 
„Gefährlichkeit der Tat“ scharf gegenüberzustellen; 
denn durch eine solche Konfrontierung würde — be­
wußt oder unbewußt — der theoretisch unhaltbare und 
politisch schädliche (weil das Gesinnungsstrafrecht 
rechtfertigende) Gedanke propagiert, daß die „Gefähr­
lichkeit des Täters“ (die bestenfalls nur insoweit und 
so lange existiert, als der Täter gesellschaftsgefährliche 
Handlungen begeht!) etwas gegenüber den gesellsdiafts- 
gefährlichen Handlungen des Täters Selbständiges sei, 
das zur Tat zusätzlich hinzutrete und diese möglicher­
weise erst gesellschaftsgeiahrlich mache. Zu welchen 
groben Fehlern die gedankenlose bzw. theoretisch 
unklare Verwendung dieses Begriffes mit Notwendig­
keit führen muß, zeigt anschaulich das bereits mehrfach 
zitierte und kritisierte Urteil eines Stadtbezirksgerichts, 
das die Auffassung vertrat, daß eine tatbestandsmäßige 
Handlung durch die „Gesellschaftsgefährlichkeit des 
Täters“ erst ihren gesellschaftsgefährlichen Inhalt er­
hält. Es unterliegt keinem Zweifel, daß solche Fehler 
vermieden werden, wenn an Stelle des aus unserer 
Praxis leider noch nicht völlig ausgemerzten Gebrauchs 
mißverstandener Schlagworte die exakte Feststellung 
und juristische Würdigung von Tatsachen und die Auf­
deckung der konkreten Beziehungen dieser Tatsachen 
zu dem Handeln des Angeklagten, das den Gegenstand 
des Strafverfahrens bildet, treten.

Von den bisher behandelten Fällen sind (wenn sie 
sich auch manchmal überschneiden und berühren 
können) die anderen oben bereits erwähnten Fälle zu 
unterscheiden, in denen die Notwendigkeit der Be­
strafung des Verbrechens deswegen wegfällt, weil 
Handlungen von der Art und Beschaffenheit des vom 
Täter begangenen Verbrechens, würden sie im Zeit­
punkt der Durchführung des Strafverfahrens begangen, 
infolge der fortgeschrittenen gesellschaftlichen und ins­
besondere ökonomischen Entwicklung in der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht mehr gesellschafts­
gefährlich wären und deshalb kein Verbrechen mehr 
darstellen würden. Hier kommt es also weniger auf das 
Verhalten des Täters nach der Verbrechensbegehung an 
als auf die seit der Verbrechensbegehung eingetretenen 
Veränderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse. In 
der gegenwärtigen Praxis wird es sich hierbei vor allem 
um Verbrechen handeln, mit denen in ihrem gesell­
schaftlichen Bewußtsein zurückgebliebene Menschen in 
den Jahren nach 1945, als unsere Volkswirtschaft aus 
den Trümmern des faschistischen Krieges erst mühsam 
wiederaufgebaut werden mußte und oft erhebliche Ver­
sorgungsschwierigkeiten bestanden, aus der damaligen 
Notlage einen reaktionären individuellen Ausweg zu 
finden suchten; so z. B. illegale Kompensationsgeschäfte, 
Lebensmittelhamstern, Nahrungsmittel-, Kohlen- und 
Holzdiebstähle und ähnliche Verbrechen. Solche Ver­
brechen haben in der damaligen Zeit — vor allem 
wegen ihres zeitweise massenhaften Auftretens — den 
planmäßigen Aufbau unserer Volkswirtschaft sowie die 
geregelte Versorgung der Bevölkerung oftmals nicht 
unerheblich gehemmt und gestört, haben aber heute, 
angesichts des grandiosen ökonomischen und kulturellen 
Aufschwunges in unserer Republik ihre Bedeutung ver­
loren und werden entweder überhaupt nicht mehr oder 
nur noch vereinzelt (z. B. wo der Täter aus einer beson­
deren individuellen Notlage heraus handelt) begangen, 
so daß sie keine Gefährdung unserer Gesellschafts- und 
Staatsordnung mehr darstellenr und ihren verbreche­
rischen Charakter eingebüßt haben. Wollten wir, sofern 
sie heute noch vor unsere Strafverfolgungsorgane 
kommen, in solchen Fällen strafen, so würde eine der­
artige Strafe weder von dem Bestraften selbst noch von 
den Werktätigen verstanden, sondern als ein sinnloser 
Vergeltungsakt, der um einer abstrakten Gerechtigkeit 
willen verhängt würde* aufgefaßt werden. Auch hier 
ist die Strafe nur mehr ein bürokratischer Nachtrab 
hinter den Ereignissen und nicht mehr geeignet, er­
zieherisch auf den Bestraften einzuwirken und das 
sozialistische Rechtsbewußtsein der Werktätigen zu 
heben, so daß auch in diesen Fällen die Notwendigkeit 
der Bestrafung weggefallen und der Täter von der
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